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Das Landratsamt Starnberg erteilte dem damali-
gen Zweckverband Großräumige Wasser ver sor-
gung Landkreis Starnberg mit Bescheid vom 
18.02.1982, Az.: 412-mai, die gehobene wasser-
rechtliche Erlaubnis für die Versickerung von Ab-
wässern über den Grundablass des Hochbehälters 
Unering auf dem Grundstück Fl.-Nr. 444 Gemar-
kung Unering, Gemeinde Seefeld, in den Unter-
grund. Diese Erlaubnis war bis zum 31.12.2002 be-
fristet. Die technischen Entwässerungsanlagen 
wurden im Zuge des Hochbehälterbaus errichtet 
und werden bereits langjährig in der bisherigen 
Form betrieben.

Die Wassergewinnung Vierseenland gKU (ehe-
mals Zweckverband Großräumige Wasser versor-
gung Landkreis Starnberg) versorgt ihre Mitglieds-
gemeinden mit Trinkwasser. Dabei ist der Hoch be-
hälter Unering ein elementarer Bestandteil im Ver-
sorgungsnetz.

Die Wassergewinnung Vierseenland gKU hat mit 
Schreiben vom 17.04.2015 beim Landratsamt 
Starnberg erneut die Erteilung einer gehobenen 
wasserrechtlichen Erlaubnis für die Versickerung 
von Spül-, Übereich-, Reinigungs- und Restent-
leerungs wasser sowie Wasser aus der Leitungs-
desinfektion beantragt.

Der Hochbehälter befi ndet sich auf dem Grund-
stück Fl.-Nr. 444 Gemarkung Unering, Gemeinde 
Seefeld, das Auslaufbauwerk auf dem Grundstück 
Fl.-Nr. 306, Gemarkung Unering, Gemeinde See-
feld. Die Versickerung erfolgt, bedarfsweise nach 
Vorbehandlung, über die belebte Bodenzone auf 
den Grundstücken Fl.-Nrn. 306, 307, 308, 323, 
425 und 427, Gemarkung Unering, Gemeinde See-
feld. Negative Auswirkungen der Versickerung 
sind bisher nicht bekannt geworden.

Die Antragsunterlagen, aus denen sich Art und 
Umfang des Vorhabens ergeben, werden in der 
Zeit vom

13.07.2015 bis 13.08.2015

im Rathaus der Gemeinde Seefeld, 

Am Technologiepark 16, 82229 Seefeld, 

Zimmer Nr. 14 (Bauamt)

während der üblichen Dienststunden zur öffentli-
chen Einsichtnahme ausgelegt.

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben 

berührt werden, kann bis zwei Wochen nach 

Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich oder 

mündlich zur Niederschrift bei der Gemeinde 

Seefeld oder beim Landratsamt Starnberg, 

Strandbadstraße 2, 82319 Starnberg, Zimmer-

Nr. 286, Einwendungen erheben. Mit Ablauf der 
Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtli-
chen Titeln beruhen.

Es kann ohne mündliche Verhandlung entschieden 
werden, wenn alle Beteiligten darauf verzichten. 
Wird doch eine mündliche Verhandlung (Erör te-
rungs termin) erforderlich, so kann bei Ausbleiben 
eines Beteiligten auch ohne ihn verhandelt wer-
den. Verspätete Einwendungen können bei der 
Erörterung und Entscheidung unberücksichtigt 
bleiben. Wenn von mehr als 50 Personen Ein wen-
dungen erhoben werden, kann sowohl die Be-
nach richtigung vom Erörterungstermin als auch 
die Zustellung der Entscheidung über die Ein wen-
dungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt 
werden.

Starnberg, 23.06.2015

LANDRATSAMT STARNBERG

Karl Roth, Landrat

Landratsamt Starnberg – Karl Roth, Landrat

◆ Öffentliche Bekanntmachung gemäß 

Art. 66 Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung 

(BayBO)

Das Landratsamt Starnberg hat am 22.06.2015 ei-
ne Baugenehmigung für den Neubau eines Mehr-
familienhauses (6 Wohneinheiten) mit Tiefgarage 
auf dem  

 
erteilt.

Öffentlich-rechtlich geschützte nachbarliche Be-
lange werden durch das geplante Vorhaben und 
dessen zugelassenen Befreiungen nicht verletzt. 

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines 

Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei 
dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München in 
80005 München, 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30,

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkunds-

beamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts 
erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, 

den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Ge-

gen stand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und Beweis mit tel 
sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll 
in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der 
Klage und allen Schriftsätzen sollen Ab schriften für 
die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass 
die Zustellung des Bescheides mit dem Tag der 
Be kannt machung als bewirkt gilt (Art. 66 Abs. 2 
Satz 6 BayBO).

Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 
22.06.2007 (GVBl S. 390) wurde das Wider spruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es 
besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid 
Widerspruch einzulegen.

Die Klageerhebung in elektronischer Form (z.B. 
durch E-Mail) ist unzulässig.

Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen 
zum Verwaltungsgericht seit 01.07.2004 grund-
sätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten.

Der Vorgangsakt zur Baugenehmigung kann im 
Landratsamt Starnberg – Kreisbauamt – nach vor-
heriger telefonischer Anmeldung (08151/148-441) 
im Zimmer 279 eingesehen werden.
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Bekanntmachung der Stadt Starnberg

◆ Satzung zur Regelung von Fragen des 

örtlichen Gemeindeverfassungsrechts vom 

12. Mai 2015

Die Stadt Starnberg erlässt auf Grund der Art. 20 a, 
23, 32, 33, 34, 35, 40, 41, 88 und 103 der Gemein-
de ordnung für den Freistaat Bayern folgende Sat-
zung:

§ 1

Zusammensetzung des Stadtrats

Der Stadtrat besteht aus dem berufsmäßigen ers-
ten Bürgermeister und dreißig ehrenamtlichen Mit-
gliedern.

§ 2

Ausschüsse

(1) Der Stadtrat bestellt zur Mitwirkung bei der Er-
ledigung seiner Aufgaben folgende ständige 
Aus schüsse:

a) den Haupt- und Finanzausschuss, beste-
hend aus dem Vorsitzenden und zwölf ehren-
amtlichen Stadtratsmitgliedern,

b) den Bauausschuss, bestehend aus dem 
Vor sitzenden und zwölf ehrenamtlichen 
Stadt rats mitgliedern,

c) den Auschuss für Energie, Umwelt und 

Mobilität, bestehend aus dem Vor sit zen-
den und zwölf ehrenamtlichen Stadt rats mit-
gliedern,

d) den Werkausschuss, bestehend aus dem 
Vorsitzenden und acht ehrenamtlichen Stadt-
rats mitgliedern,

e) den Ferienausschuss, bestehend aus dem 
Vorsitzenden und zwölf ehrenamtlichen 
Stadt ratsmitgliedern,

f) den Kulturausschuss, bestehend aus dem 
Vorsitzenden und zwölf ehrenamtlichen 
Stadt ratsmitgliedern,

g) den Projektausschuss Bahnhof See, be-
stehend aus dem Vorsitzenden und zwölf 
ehrenamtlichen Stadtratsmitgliedern,

h) den Projektausschuss Verkehrs ent wick-

lung, bestehend aus dem Vorsitzenden und 
zwölf ehrenamtlichen Stadtratsmitgliedern,

i) den Rechnungsprüfungsausschuss, be-
stehend aus dem Vorsitzenden und sechs 
weiteren Mitgliedern des Stadtrats.

(2) Den Vorsitz in den in Absatz 1 Buchst. a) bis h) 
genannten Ausschüssen führt der erste Bür-
ger meister. Im Rechnungs prüfungs ausschuss 
führt ein vom Stadtrat bestimmtes ehrenamtli-
ches Stadtratsmitglied den Vorsitz. Beim Feh-
len eines Vorsitzenden in den in Absatz 1 ge-
nannten Ausschüssen führt das jeweils älteste 
Ausschussmitglied den Vorsitz.

(3) Die Ausschüsse sind vorberatend tätig, soweit 
der Stadtrat selbst zur Entscheidung zuständig 
ist. Im Übrigen beschließen sie anstelle des 
Stadtrats (beschließende Ausschüsse). 

(4) Das Aufgabengebiet der Ausschüsse im 
Einzelnen ergibt sich aus der Geschäfts ord-
nung, soweit es nicht durch gesetzliche Be-
stimmungen festgelegt ist. 

§ 3

Tätigkeit der ehrenamtlichen 

Stadtratsmitglieder;

Entschädigung

(1) Die Tätigkeit der ehrenamtlichen Stadtrats mit-
glieder erstreckt sich auf die Mitwirkung bei 
den Beratungen und Entscheidungen des 
Stadt rats und seiner Ausschüsse. Außerdem 
kön nen einzelnen Mitgliedern besondere Ver-
waltungs- und Überwachungsbefugnisse nach 
näherer Vorschrift der Geschäftsordnung über-
tragen werden. 

(2) Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erhal-
ten für ihre Tätigkeit als Entschädigung einen 
Pauschalbetrag von monatlich 100 € und ein 
Sitzungsgeld von je 50 € für die notwendige 
Teilnahme an Sitzungen des Stadtrats oder ei-
nes Ausschusses. Finden an einem Tag mehre-
re Sitzungen statt, wird das Sitzungsgeld nur 
einmal gezahlt. 

(3) Jeder Fraktionsvorsitzende erhält  eine zusätzli-
che Entschädigung von monatlich 50 €. Für je-
des weitere Fraktionsmitglied wird dem Frak-
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tions vorsitzenden eine Aufwands ent schä di-
gung von je 5 € gewährt.

(4) Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erhal-
ten für auswärtige Tätigkeit Reisekosten und 
Tagegelder nach den Bestimmungen des 
Bayerischen Reisekostengesetzes. 

(5) Die Absätze 2 bis 4 gelten für den Orts spre-
cher entsprechend. 

§ 4

Erster Bürgermeister

Der erste Bürgermeister ist Beamter auf Zeit. 

§ 5

Weitere Bürgermeister

Die weiteren Bürgermeister sind Ehrenbeamte. 

§ 6

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1. Juni 2015 in Kraft. 
Gleich zeitig tritt die Satzung zur Regelung von 
Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts 
vom 28. Mai 2014 außer Kraft. 

Starnberg, 12. Mai 2015

Stadt Starnberg – Eva John, 1. Bürgermeisterin

Bekanntmachungen der Gemeinde Berg

Rein nachrichtlich und lediglich in Ergänzung zur 
amtlichen Bekanntmachung an den Anschlagtafeln 
informiert die Gemeinde Berg über die Änderung 
des Flächennutzungsplanes und über die Ände-
rung oder Aufstellung von Bebauungsplänen im 
Amtsblatt des Landkreises Starnberg.

◆ Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 88 

„Postgasse / Aufkirchner Straße“

Der Gemeinderat von Berg hat in seiner Sitzung am 
09.06.2015 den Bebauungsplan Nr. 88 „Post gasse 
/ Aufkirchner Straße“ gemäß § 10 Bau ge setz buch 
und Art. 81 Bayerische Bau ord nung in der Fassung 
vom 09.06.2015 als Satzung beschlossen und die 
vorliegende Begründung gebilligt.

Der Bebauungsplan Nr. 88 „Postgasse / Auf kirch-
ner Straße“ kann somit in Kraft gesetzt werden.

Der Bebauungsplan besteht aus Festsetzungen 
durch Zeichnung und Schrift. Eine Begründung ist 
beigefügt.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist aus 
dem untenstehenden Übersichtsplan ersichtlich.

Bekanntmachungsanordnung

Der Satzungsbeschluss des Gemeinderates von 
Berg vom 09.06.2015 zum Bebauungsplan Nr. 88 
„Postgasse / Aufkirchner Straße“ wird hiermit öf-
fentlich bekanntgemacht.

Mit dieser Bekanntmachung, die anstelle der 
sonst für Satzungen vorgeschriebenen Veröffent-
lichung tritt, tritt  der Bebauungsplan gemäß § 10 
Abs. 3 Baugesetzbuch in Kraft.

Der Bebauungsplan und die Begründung können ab 
dem Tag dieser Bekanntmachung im Rathaus von 
Berg, Ratsgasse 1, 82335 Berg während der Dienst-
stunden von Jedermann eingesehen werden.

Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird auf 
Verlangen Auskunft erteilt.

Hinweis auf die Voraussetzungen für die Gel-

tendmachung der Verletzung von Ver fah rens- 

und Formvorschriften und von Mängeln der 

Abwägung sowie die Rechts folgen nach § 215 

Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB)

Gemäß § 215 Abs. 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S.2414) zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 20.11.2014  (BGBl. I S. 1748) 
werden unbeachtlich
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 

BauGB beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kannt machung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde Berg 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. § 215 
Abs. 1 Satz 1 BauGB gilt entsprechend, wenn 
Feh ler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind.

Hinweise auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 

und 4 des Baugesetzbuches

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuches (BauGB) über die Gel tend-
machung etwaiger Entschädigungsansprüche nach 
den §§ 39 bis 42 BauGB und des § 44 Abs. 4 
BauGB über das Erlöschen der Ent schä di gungs-
ansprüche bei nicht fristgemäßer Gel tend machung 
wird hingewiesen.

Die Verletzung solcher Verfahrens- und Form vor-
schriften kann bei der Gemeinde Berg, Bauamt 
(Zimmer 14), Ratsgasse 1, 82335 Berg geltend ge-
macht werden.

Berg, 10.06.2015

Gemeinde Berg – R. Monn, 1. Bürgermeister

◆ Bebauungsplan Nr. 93 „Gut Biberkor – 

Ginko Nord / Biene Süd“ Auf stellungs be-

schluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB

Der Gemeinderat von Berg hat in seiner Sitzung 
am 09.06.2015 folgenden Beschluss gefasst:
Der Bebauungsplan Nr. 93 „Gut Biberkor – Ginko 
Nord / Biene Süd“ wird gemäß § 2 Abs. 1 Bau ge-
setzbuch zur Aufstellung im Regelverfahren be-
schlossen.

Der Bebauungsplan umfasst die Grundstücke Ge-
markung Höhenrain, Flurnummer 760 sowie Teil-
fl ächen der FlNrn.: 758; 781; 782/1; 782/3; 783; 
785; 787; 789 und 791 der Gemarkung Höhenrain.
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in 
dem untenstehenden Lageplan gekennzeichnet 
und ist Bestandteil dieses Beschlusses.

Die Verwaltung wird beauftragt die Aufstellung 
des o.g. Bebauungsplanes durch Aushang an den 
amtlichen Mitteilungstafeln ortsüblich bekannt zu 
machen.

Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht.

Die vorzeitigen Planungsziele können im Rathaus 
der Gemeinde Berg (Ratsgasse 1, Zimmer 14, 
82335 Berg) während der Dienststunden eingese-
hen werden. Die frühzeitige Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung wird rechtzeitig an den An-
schlagtafeln bekannt gemacht.

Berg, 10.06.2015

Gemeinde Berg – R. Monn, 1. Bürgermeister

Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 88 in Berg

Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 93 in Berg
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